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Bekanntmachung 
über die Aufhebung der Neuererverordnung

vom 8. August 1990

Hiermit wird bekanntgemacht, daß der Ministerrat be­
schlossen hat:

1. Die Verordnung vom 22. Dezember 1971 über die Förde­
rung der Tätigkeit der Neuerer und Rationalisatoren in 
der Neuererbewegung — Neuererverordnung — (GBl. II 
1972 Nr. 1 S. 1) wird aufgehoben. Gleichzeitig werden fol­
gende Durchführungsbestimmungen und Anordnungen 
aufgehoben:
— Erste Durchführungsbestimmung vom 22. Dezember 

1971 zur Neuererverordnung — Vergütung für Neue­
rungen und Erfindungen (außer § 11; wird am 31. De­
zember 1990 aufgehoben) — (GBl. II 1972 Nr. 1 S. 11)

— Zweite Durchführungsbestimmung vom 25. Juni 1974 
zur Neuererverordnung — Aufgaben der Leiter beim 
Abschluß von Neuerervereinbarungen — (GBl. I Nr. 35 
S.333)

— Dritte Durchführungsbestimmung vom 15. Mai 1975 zur 
Neuererverordnung — Vergütung für Erfindungen bei 
Übergabe an andere Staaten und bei Überweisung 
einer Vergütung aus anderen Staaten (GBl. I Nr. 25 
S. 450)

— Vierte Durchführungsbestimmung vom 8. Juli 1977 zur 
Neuererverordnung — Festsetzung von Vergütungen — 
(GBl. I Nr. 23 S. 295)

— Fünfte Durchführungsbestimmung vom 24. Februar 
1981 zur Neuererverordnung — Vergütung für Neue­
rungen bei Übergabe an andere Mitgliedsländer des 
RGW und bei Übernahme aus diesen Ländern (GBl. I 
Nr. 11 S. 122)

— Anordnung vom 15. Mai 1975 über die Vergütung der 
Erfinder bei Lizenzvergabe an Partner in anderen 
Staaten (GBl. I Nr. 25 S. 451)

— Anordnung vom 20. Juli 1972 über die Ermittlung des 
Nutzens zur Vergütung von Neuerungen und Erfin­
dungen (GBl. II Nr. 48 S. 550)

— Anordnung Nr. 2 vom 22. Dezember 1983 über die Er­
mittlung des Nutzens zur Vergütung von Neuerungen 
und Erfindungen (GBl. I Nr. 38 S. 432)

— Anordnung vom 5. Juni 1972 über die Stellung, Auf­
gaben und Arbeitsweise der Bezirksneuererzentren 
(GBl. II Nr. 37 S. 422).

2. Die abschließende Vergütung von Neuerungen im Sinne 
der Neuererverordnung regelt der Präsident des Patent­
amtes durch Anordnung.

3. Die steuerliche Behandlung der Vergütungen regelt sich 
bis zum 31. Dezember 1990 nach § 11 der Ersten Durch­
führungsbestimmung zur Neuererverordnung — Vergü­
tung für Neuerungen und Erfindungen —.

Berlin, den 8. August 1990

Dr. M o r i t z  
Staatssekretär 

im Amt des Ministerpräsidenten

Anordnung 
über die abschließende Vergütung 

für Neuerungen im Sinne der Neuererverordnung
vom 9. August 1990

Gemäß Punkt 2 der Bekanntmachung über die Aufhebung 
der Neuererverordnung vom 8. August 1990 (GBl. I Nr. 59 
S. 1438) wird zur abschließenden Vergütung für Neuerungen 
im Sinne der Neuererverordnung folgendes angeordnet:

§1
(1) Vergütungen für Neuerungen im Sinne der Neuererver­

ordnung vom 22. Dezember 1971 (GBl. II 1972 Nr. 1 S. 1), die 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Anordnung bereits 
fällig sind, sind nach den Bestimmungen der Neuererverord­
nung zu zahlen.

(2) Für Neuerungen im Sinne der Neuererverordnung vom
22. Dezember 1971, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Anordnung benutzt werden und bei denen das
1. Benutzungsjahr noch nicht abgelaufen ist, sowie für Neue­
rungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Anord­
nung bereits zur Benutzung angenommen worden sind und 
innerhalb von 2 Monaten nach dem Inkrafttreten dieser An­
ordnung benutzt werden, ist eine angemessene Vergütung 
festzusetzen. Dabei sind insbesondere die durch die wirt­
schaftliche Verwertung der Neuerung erzielten oder innerhalb 
eines Jahres erzielbaren betrieblichen Vorteile zu berücksich­
tigen. Diese Vergütungen sind innerhalb von 3 Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieser Anordnung zu zahlen.

(3) Ist eine Nachvergütung nach § 14 der Ersten Durchfüh­
rungsbestimmung vom 22. Dezember 1971 zur Neuererverord­
nung — Vergütung für Neuerungen und Erfindungen — 
(GBl. II 1972 Nr. 1 S. 11) noch nicht gezahlt worden und ist 
das Jahr 1990 das 1. oder das 2. für die Nachvergütung erheb­
liche Jahr, dann ist eine angemessene Nachvergütung festzu­
setzen, wenn der Benutzungsumfang und die durch die 
Benutzung erzielten betrieblichen Vorteile im 1. Halbjahr 
1990 um mindestens 25 Prozent größer sind als in den letzten 
6 Monaten des 1. Benutzungsjahres. Absatz 2 Satz 3 findet An­
wendung.

§2
Sofern im Betrieb bereits gültige Grundsätze für das 

betriebliche Vorschlagswesen bestehen, können die Zahlungen 
gemäß § 1 Abs. 2 nach diesen Grundsätzen erfolgen.

§3
Nach § 7 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 

22. Dezember 1971 zur Neuererverordnung zu erstattende 
Aufwendungen sowie nach § 12 Abs. 3 dieser Durchführungs­
bestimmung vereinbarte Vergütungen werden für Leistungen 
gezahlt, die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser An­
ordnung erbracht worden sind. Beruhen derartige Leistungen 
auf Vereinbarungen, an deren Erfüllung zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Anordnung noch gearbeitet wird, dann 
können Zahlungen gemäß Satz 1 noch für Leistungen er­
folgen, die innerhalb von 2 Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieser Anordnung erbracht werden.

§4
(1) Die steuerliche Behandlung der Vergütungen, die nach 

dieser Anordnung gezahlt werden, regelt sich nach § 11 der 
Ersten Durchführungsbestimmung vom 22. Dezember 1971 zur 
Neuererverordnung. Diese Regelung über die Besteuerung gilt 
bis 31. Dezember 1990 auch für Vergütungen und andere 
Zahlungen, die nach den jeweiligen Grundsätzen des betrieb­
lichen Vorschlagswesens vorgenommen werden.

(2) Die Entscheidung von Streitigkeiten über Vergütungen, 
die nach dieser Anordnung gezahlt werden, erfolgt nach den 
dafür geltenden Bestimmungen der Neuererverordnung vom 
22. Dezember 1971.

§5
(1) Bei Zahlungen nach §§ 1 und 3, die bis zum 30. Juni 1990 

fällig geworden sind, aber erst ab dem 1. Juli 1990 ausgezahlt 
werden, sind für 2 Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik eine Deutsche Mark zu zahlen.

(2) Beruht eine ab dem 1. Juli 1990 fällige Zahlung nach § 1 
auf einem Nutzen, der bis zum 30. Juni 1990 entstanden ist, 
dann sind für diesen Nutzen — gegebenenfalls anteilig — nur 
50 Prozent des Vergütungsbetrages zu zahlen, der nach den 
Bestimmungen der Neuererverordnung vom 22. Dezember 
1971 berechnet und festgesetzt wird. Das ist bei einer Ver-


